Die Härtefallkommissionsverordnung soll geändert werden. Die bisherige Fassung findet ihr hier:

http://www.recht-niedersachsen.de/27100/nhaertekvo.htm
Eine Entwurf für eine neue Verordnung enthält folgende Neuerungen (fett):

Verordnung zu Änderung der Niedersächsischen Härtefallkommissionsverordnung zum Oktober 2011

Änderungen im Artikel 5: Neue Nummer 4 wird ergänzt

(1) Eine Eingabe wird nicht zu Beratung angenommen, wenn

4. die Ausländerin oder der Ausländer mit einem Visum nach §6 Abs.1 oder 2 AufenthG oder mit einer Betretenserlaubnis nach §11 Abs.2 AufenthG eingereist ist und innerhalb des Geltungszeitraumes des Visums eine Aufenthaltserlaubnis nicht erteilt wurde,

5. der Termin für eine Abschiebung der Ausländerin oder des Ausländers bereits fest steht oder festgestanden hat oder Abschiebungshaft angeordnet wurde,

6. die Ausländerin oder der Ausländer in den letzten drei Jahren vor Eingang der Eingabe wegen einer vorsätzlich begangenen Straftat zu einer oder mehreren Geldstrafen von insgesamt mindestens 90 Tagessätzen oder zu einer oder mehreren Jugend- oder Freiheitsstrafen von insgesamt mindestens drei Monaten verurteilt wurde.

Satz 3: Treten die in Satz 2 genannten Nichtannahmegründe nach Annahme der Eingabe, aber vor Beratung in der Härtefallkommission ein, so hat das vorsitzende Mitglied die Annahme zu widerrufen.

(2) Liegt bei der Eingabe einer betroffenen Ausländerin oder eines Ausländers ein Grund nach Absatz 1 Satz 2 nicht vor, so entscheidet die Härtefallkommission, ob sie die Eingabe beraten wird.

(3) Das vorsitzende Mitglied teilt dem Fachministerium unverzüglich die Fälle mit, die von der Härtefallkommission beraten werden. Das Fachministerium ordnet an, dass aufenthaltsbeendende Maßnahmen bis zur Entscheidung über die Eingabe zurückgestellt werden. 

Artikel 8 (Übergangsregelung) wird gestrichen, dadurch wird §9 zu §8

Die Änderungen der Verordnung sind z.T. Reaktionen auf konkrete Fälle in der Praxis, deren Nichtannahme in der Kommission zur Ablehnung führten. Schwerwiegend ist insbesondere Art. 5 Abs. 1 S. 2 Nr. 4, denn die hier vorgeschlagene Formulierung dürfte in der Praxis auch viele Flüchtlinge treffen, die vor geraumer Zeit eingereist sind. Der Begründung ist zu entnehmen, dass Ausländer die ein Visum erhalten aber „die in Wahrheit einen Daueraufenthalt anstreben, ...gar nicht hätten einreisen dürfen.“ Damit wird ihn auch das Recht auf die Anhörung in einer Härtefallkommission versagt. 

Art. 5 Abs. 1 S. 2 Nr. 5 zielt auf Kirchenasylfälle. Da die Betroffenen die Abschiebung durch ihr Verhalten verhindert hätten, dürfe ihnen dieses Verhalten nicht zum Vorteil gereichen, so die Begründung des Ministeriums.

Eine kleine Verbesserung findet sich in S. 2 Nummer 6. Hiernach kann ein Antrag nur noch abgelehnt werden, wenn die Straftaten vorsätzlich begangen wurden. Diese Erweiterung wurde laut Begründung eingefügt, da die bisherige Formulierung oft zu „unbilligen Ergebnissen“ geführt habe. Jedoch ist bezüglich des §5 Abs.1 S2.Nr.6 eine Verschlechterung zu erkennen, da nun auch Jugendstrafen von über 90 Tagessätzen eine Befassung des Falles in der HFK ausschliesst.

Der eingefügte dritte Satz in Absatz 1 soll der Begründung zufolge gleich im Vorfeld Fälle ausselektieren, die keine Aussicht auf Erfolg haben würden.

